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Bekanntmachung der Vereinbarung 
zur Änderung der Vereinbarung 

vom 21. November 1997 über Gegenseitigkeit 
beim Besuch von Schulen 

in öffentlicher Trägerschaft 
zwischen den Regierungen 

der Länder Berlin und Brandenburg 

Vom 20. Dezember 2000 

Die in Potsdam am 12. Dezember 2000 unterzeichnete Verein­
barung zwischen der Regierung des Landes Brandenburg und 
der Regierung des Landes Berlin zur Änderung der Vereinba­
rung vom 21. November 1997 über Gegenseitigkeit beim Be­
such von Schulen in öffentlicher Trägerschaft zwischen den Re­
gierungen der Länder Berlin und Brandenburg ist nach ihrem § 3 
mit Wirkung vom 1. Januar 2000 in Kraft getreten. Die Verein­
barung wird nachstehend veröffentlicht. 

Potsdam, den 20. Dezember 2000 

Der Ministerpräsident 

Manfred Stolpe 

Vereinbarung zur Änderung der 
Vereinbarung vom 21. November 1997 

über Gegenseitigkeit beim Besuch von Schulen 
in öffentlicher Trägerschaft 
zwischen den Regierungen 

der Länder Berlin und Brandenburg 

Vom 12. Dezember 2000 

Die Regierungen der Länder Berlin und Brandenburg schließen 

- nach Überprüfung der Veränderung der maßgeblichen Schü­
lerzahlen gemäß § 3 Abs. 2 und 

- in Erfüllung des Auftrages zur Anpassung der Bestimmun­
gen gemäß § 5 Abs. 2 

der Vereinbarung über Gegenseitigkeit beim Besuch von Schu­
len in öffentlicher Trägerschaft zwischen den Regierungen der 
Länder Berlin und Brandenburg die folgende Vereinbarung: 

§ 1 
Erhöhung des Pauschalbetrages 

(1) Das Land Brandenburg verpflichtet sich zu einer Erhöhung 
des Pauschalbetrages gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 der Vereinbarung 
über Gegenseitigkeit beim Besuch von Schulen in öffentlicher 

Trägerschaft zwischen den Regierungen der Länder Berlin und 
Brandenburg schrittweise von 7 000 000 Deutsche Mark auf 
8 000 000 Deutsche Mark im Jahr 2000, auf 9 000 000 Deutsche 
Mark im Jahr 2001 und auf 10 000 000 Deutsche Mark in den 
Jahren 2002 bis einschließlich 2004. 

(2) Für den Zeitraum gemäß Absatz 1 wird das Verlangen einer 
weiteren Erhöhung oder Verminderung des Pauschalbetrages 
gemäß § 3 Abs. 2 der Vereinbarung über Gegenseitigkeit beim 
Besuch von Schulen in öffentlicher Trägerschaft zwischen den 
Regierungen der Länder Berlin und Brandenburg ausgeschlos­
sen. 

§ 2 
Änderung der Geltungsdauer 

§ 5 der Vereinbarung über Gegenseitigkeit beim Besuch von 
Schulen in öffentlicher Trägerschaft zwischen den Regierungen 
der Länder Berlin und Brandenburg wird wie folgt geändert: 

a)	 In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „2001“ durch die Anga­
be „2004“ ersetzt. 

b)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Beide Vertragsparteien verpflichten sich, rechtzeitig 
Verhandlungen über eine Verlängerung der Vereinbarung ab 
dem Jahr 2005 aufzunehmen. Erfolgt eine Einigung nicht 
rechtzeitig, gilt vorläufig der zuletzt gezahlte jährliche Be­
trag als vereinbart.“ 

§ 3 
In-Kraft-Treten, Geltungsdauer 

Diese Vereinbarung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2000 in 
Kraft und gilt bis zum Ablauf des 31. Dezember 2004. 

Potsdam, den 12. Dezember 2000 

Für den Senat von Berlin 

Der Regierende Bürgermeister 
vertreten durch den Senator für 

Schule, Jugend und Sport 

Klaus Böger 

Für die Regierung des Landes Brandenburg 

Der Ministerpräsident 
vertreten durch den Minister für 

Bildung, Jugend und Sport 

Steffen Reiche 
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Eingliederung der Gemeinde Freesdorf 
in die Stadt Luckau 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern 
Vom 20. Dezember 2000 

Das Ministerium des Innern hat in Anwendung von § 9 Abs. 3 der 
Gemeindeordnung für das Land Brandenburg vom 15. Oktober 
1993, zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 7. April 
1999 (GVBl. I S. 90, 98), die Eingliederung der Gemeinde Frees­
dorf (Schlüssel-Nr.: 12061124; Amt Luckau/Landkreis Dahme-
Spreewald) in die Stadt Luckau (Schlüssel-Nr.: 12061320) mit 
Wirkung vom 31. Dezember 2000 genehmigt. 

Eingliederung der Gemeinde Plötzin 
in die Stadt Werder (Havel) 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern 
Vom 12. Dezember 2000 

Das Ministerium des Innern hat in Anwendung von § 9 Abs. 3 
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg vom 15. Ok­
tober 1993, zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
7. April 1999 (GVBl. I S. 90, 98), die Eingliederung der Ge­
meinde Plötzin (Schlüssel-Nr.: 12069472; Amt Werder/Land-
kreis Potsdam-Mittelmark) in die amtsfreie Stadt Werder (Ha­
vel) (Schlüssel-Nr.: 12069656) mit Wirkung vom 31. Dezember 
2000 genehmigt. 

Richtlinie des Ministeriums für Wirtschaft 
über die Förderung der Markterschließung 

brandenburgischer kleiner und mittlerer 
Unternehmen im In- und Ausland 

(Markterschließungsrichtlinie) 

Vom 27. November 2000 

1.	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

1.1	 Das Land Brandenburg gewährt aufgrund der §§ 23, 44 
der Landeshaushaltsordnung (LHO) und der dazu erlas­
senen Verwaltungsvorschriften sowie nach Maßgabe 
dieser Richtlinie Zuwendungen an kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU) im Sinne der EU-Definition 
(ABl. EG Nr. C 213 S. 4 vom 23. Juli 1996, vgl. Num­
mer 3.1.1) zur Förderung der Markterschließung auf in­
und ausländischen Märkten einschließlich der Teilnah­
me als Aussteller an Messen im In- und Ausland. 

1.2	 Ziel dieser Richtlinie ist die Markterschließungs- und 
Absatzförderung von Produkten und Dienstleistungen 
vor allem für kleine, aber auch für mittlere Unternehmen 

sowie die Vernetzung der Unternehmen zum Ausgleich 
der strukturellen Wettbewerbsnachteile der brandenbur­
gischen Unternehmen. Die Förderung soll sich entweder 
auf die Einführung neuer Produkte oder Dienstleistun­
gen oder die Erschließung neuer Märkte richten. Geför­
dert werden die KMU direkt oder mittelbar als Gruppen, 
insbesondere bei einer gemeinsamen Beteiligung meh­
rerer Unternehmen an Messen, Ausstellungen, Koopera­
tionsbörsen und anderen Veranstaltungen, wenn ein be­
sonderes Landesinteresse im Einzelfall eine Förderung 
rechtfertigt. 

1.3	 Zuwendungen nach dieser Richtlinie sind subsidiäre 
Hilfen des Landes. Sie sind zusätzliche und ergänzende 
Hilfen, insbesondere zu Zuwendungen nach der Bera­
tungsrichtlinie (GA-B), der Richtlinie des Ministeriums 
für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen zur Förde­
rung der Qualifizierung in kleinen und mittleren Unter­
nehmen (KMU) sowie für Produkt- und Verfahrensinno­
vationen. Eine Doppelförderung ist ausgeschlossen. Ei­
ne angemessene Beteiligung der antragstellenden KMU 
an den förderfähigen Kosten ist in jedem Fall Vorausset­
zung für eine Förderung. 

1.4	 Ein Anspruch auf Gewährung einer Zuwendung nach 
dieser Richtlinie besteht nicht. Vielmehr entscheidet die 
Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen 
Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmit­
tel. 

2.	 Gegenstand der Förderung 

Nach dieser Richtlinie sind folgende Maßnahmen als 
Teil eines Gesamtkonzeptes zur Markterschließung im 
In- und Ausland förderfähig: 

2.1	 Zur Markterschließung im In- und Ausland 

- die Beratung bei der Erstellung von regionalen und 
sektoralen Marktanalysen sowie von Markterschlie­
ßungs- und Vertriebskonzepten für den Absatz der 
eigenen Produkte und Dienstleistungen, 

- die Beratung zur Ausrichtung des Unternehmens auf 
bestimmte Märkte, kundenorientierte Zertifizie­
rungs- und Normierungsverfahren insbesondere für 
ausländische Märkte, 

- die Beratung bei Produktanpassung und Anpassung 
des Designs sowie branchenbezogener Absatzstrate­
gien, 

- die Beratung bei der Erarbeitung von deutschen und 
fremdsprachigen Präsentations- und Werbemateria­
lien (Layoutberatung) im Zuge einer Markterschlie­
ßungsstrategie (z. B. Druckschriften, Filme, Inter-
net-Seiten, Multimedia), 

- die Beratung in Zusammenhang mit der Vorberei­
tung sowie Nachbereitung von Messen, Ausstellun­
gen, Kooperationsbörsen und Unternehmerreisen, 

- die Erstattung von Reisekosten bei der Teilnahme 
von Unternehmern an Reisen zur Anbahnung von 
Kontakten von politischen Funktionsträgern des 
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Landes Brandenburg und/oder der Wirtschaftsför­
derung Brandenburg GmbH im In- und Ausland, 

- die Information über Ausschreibungen sowie die 
Beratung bei der Erstellung fremdsprachlicher An­
gebote, 

- die Beratung bei der Erarbeitung von Konzepten für 
die Kooperation und Vernetzung markterschließen­
der Maßnahmen im Rahmen von Arbeits- und An­
bietergemeinschaften sowie Dachmarkenbildung, 

- die Beratung zu Fragen der Ausfuhrbestimmungen, 
insbesondere im Hinblick auf die notwendigen Do­
kumente und Vorschriften im Ausland, die Wahl ge­
eigneter Absatzwege, Zoll- und Präferenzbestim­
mungen, sowie der Exportfinanzierung, Exportver­
sicherung und weitere exportrelevante Maßnahmen, 

- die Erstellung eines Kompendiums mit den in die 
gängigen Wirtschafts- und Verhandlungssprachen 
übersetzten Begriffen, 

- die Beratung und Information von potentiellen in­
und ausländischen Handelsvermittlern im Zuge der 
Markterschließung, 

- die allgemeine Beratung zu der Planung bei Grün­
dung von und Beteiligung an Firmenpools zur ge­
meinsamen Vertretung der Unternehmen im Aus­
land zur gemeinschaftlichen Erschließung ausländi­
scher Märkte, 

- die Beratung bei Konzepten für die Kooperation und 
Vernetzung sowie markterschließender Maßnahmen 
im Rahmen von Bieter- und Arbeitsgemeinschaften, 

- vorbereitende Maßnahmen zur Bildung von Arbeits­
kreisen, Erfahrungsaustauschs- und Projektgruppen 
sowie zum Aufbau von Vertriebskooperationen mit 
ausländischen KMU-Partnern. 

2.2	 Messen, Ausstellungen, Kooperationsbörsen und andere 
Veranstaltungen 

- Einzel- und Gemeinschaftsteilnahmen an überre­
gionalen Messen und Ausstellungen mit vorwiegend 
fachspezifischer Ausrichtung, soweit diese nicht 
überwiegend dem Direktverkauf dienen, 

- Einzelteilnahmen an regionalen Messen, wenn sie 
im Messeförderprogramm des Ministeriums für 
Wirtschaft enthalten sind, 

- Organisation von Arbeitsgruppen zur Unterhaltung 
und Koordinierung von Gemeinschaftsständen 
mehrerer KMU auf Messen und Ausstellungen mit 
vorwiegend fachspezifischer Ausrichtung, wenn sie 
im Messeprogramm des Ministeriums für Wirt­
schaft enthalten sind, 

- Teilnahme an Industriezweiginitiativen, Unterneh­
mensforen, Industriesymposien und Zulieferaktions­
kreisen. 

2.3	 Von der Förderung ausgenommen sind 

- Maßnahmen, die sich auf einen konkreten Ge­
schäftsabschluss beziehen, 

- reine Adressenangaben, allgemein zugängliche 
Marktanalysen, Prognosen und Darstellungen oder 
deren Zusammenstellung. 

3.	 Zuwendungsempfänger 

3.1	 Zuwendungsempfänger können sein: 

3.1.1	 Kleine und mittlere Unternehmen mit Sitz oder einer 
Betriebsstätte im Land Brandenburg, die 

- weniger als 250 Personen beschäftigen und 
- einen Jahresumsatz von höchstens 40 Mio. EURO 

oder eine Jahresbilanzsumme von höchstens 
27 Mio. EURO haben und 

- nicht zu 25 % oder mehr des Kapitals oder der 
Stimmanteile im Besitz von einem oder von mehre­
ren Unternehmen gemeinsam stehen, welche die 
Definition der KMU nicht erfüllen. 

Vorrangig sollen kleine Unternehmen, die weniger als 
50 Personen beschäftigen und einen Jahresumsatz von 
höchstens 7 Mio. EURO oder eine Jahresbilanzsumme 
von höchstens 5 Mio. EURO haben, gefördert werden. 

3.1.2	 Ein bevollmächtigter Gruppensprecher, der auch für die 
Abwicklung und die ordnungsgemäße Verwendung der 
Mittel verantwortlich zeichnen muss, für Gruppen von 
mindestens drei Unternehmen im Sinne von Num­
mer 3.1.1, die ihren Sitz oder ihre Betriebsstätte im Land 
Brandenburg oder in einem anderen Gebiet nach Arti­
kel 87 Abs. 3 Buchstabe a des EG-Vertrages haben und 
die sich vertraglich zu einem gemeinsamen Vorhaben 
zusammengeschlossen haben. 

3.2	 Von der Förderung ausgeschlossen sind Unternehmen 
folgender Branchen: 

Schiffbau, Kunstfasern, Kraftfahrzeuge, Fischerei, Ver­
kehr, die vom EGKS*-Vertrag erfasste Kohle- und 
Stahlindustrie sowie Landwirtschaft im Hinblick auf die 
Herstellung, Verarbeitung und Vermarktung landwirt­
schaftlicher Erzeugnisse (Anhang I des EG-Vertrages). 

4.	 Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1	 Ein aussagefähiges strategisches Gesamtkonzept zur 
Markterschließung, das sich aus mehreren in den Num­
mern 2.1 und 2.2 genannten Maßnahmen zusammenset­
zen kann, einschließlich einer Darstellung der Einzel­
maßnahmen (Arbeitsprogramm), eines Kosten-, Finan­
zierungs- und Zeitplanes, muss vorliegen. 

4.2	 Die Vermarktungshilfen müssen sich auf die Erschlie­
ßung eines vom Antragsteller zu bestimmenden Marktes 
und Produkte bzw. Dienstleistungen beziehen, die Markt­
chancen erwarten lassen. 

4.3	 Dienstleistungen zur Umsetzung der Maßnahmen nach 
Nummer 2.1 dürfen nur durch externe Berater durchge­
führt werden. Externe Dienstleister, die für die Durch­
führung der Maßnahmen eingesetzt werden sollen (z. B. 

* Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
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Unternehmensberatungen, Designer, Werbeagenturen), 
müssen über die erforderlichen Fähigkeiten verfügen. 
Ihre Qualifikation soll durch eine aussagefähige Refe­
renzliste und ein überprüfbares Qualifikationsprofil 
nachgewiesen werden. 

5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen 

5.1 Zuwendungsart 

Die Förderung nach dieser Richtlinie ist eine Projekt­
förderung. 

5.2 Finanzierungsart 

Die Zuwendung wird als Anteilfinanzierung gewährt. 

5.3 Form der Zuwendung 

Die Zuwendung wird für jedes beantragte Projekt in der 
Form eines einmaligen Zuschusses gewährt. 

5.4 Bemessungsgrundlage 

5.4.1 Die Zuwendung kann bis zu 50 v. H. der zuwendungsfä­
higen Kosten, in der Regel höchstens jedoch 50 000 DM 
pro Jahr, betragen. 

5.4.2 Bei der Teilnahme an Messen, Ausstellungen und Ko­
operationsbörsen sind die Ausgaben für Miete, Aufbau 
und Betrieb des Standes bis zur Höhe von 30 000 DM je 
Veranstaltung und Unternehmen zuwendungsfähig. 

5.4.3 Nur die erstmalige Präsentation eines neuen Produktes 
kann auf ein und derselben Veranstaltung gefördert wer­
den. 

5.4.4 Im Übrigen sind folgende Ausgaben der Antragsteller 
von einer Förderung ausgenommen: 

- Telekommunikationsausgaben, 
- eigene Personalaufwendungen und Gemeinkosten 

des Antragstellers, 
- Ausgaben für investive Maßnahmen. 

5.4.5 Reisekosten werden nur nach den folgenden Obergren­
zen und in der Regel für eine Person als zuwendungsfä­
hig anerkannt, soweit sie für die Durchführung des Pro­
jekts erforderlich sind: 

Inland bis DM 500 pro Reise, 

Europa bis DM 1 000 pro Reise, 

außereuropäisch bis DM 2 000 pro Reise. 

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6.1 Eine Förderung kann nur für Maßnahmen bewilligt wer­

den, die nicht vor der Antragstellung begonnen wurden. 
Danach, aber vor der Entscheidung über die Förderung 
kann nach Einwilligung der Bewilligungsbehörde mit 
der Maßnahme begonnen werden, wenn dies vom An­
tragsteller ausdrücklich gewünscht wird. 

6.2	 Durch den bewilligten Maßnahmebeginn vor der Ent­
scheidung über die Förderung wird kein Anspruch auf 
die Förderung begründet. 

6.3	 Die Bewilligungsbehörde kann die Entscheidung über 
die Förderung in Einzelfällen wegen der nur begrenzten 
Verfügbarkeit von Fördermitteln zurückstellen. Damit 
soll eine zu frühzeitige Ausschöpfung der verfügbaren 
Fördermittel im Haushaltsjahr vermieden werden. 

6.4	 Die geförderten Maßnahmen sollen innerhalb von drei 
Monaten nach Zugang des Zuwendungsbescheides be­
gonnen werden. Die Projektdauer soll in der Regel 
36 Monate nicht überschreiten. 

6.5	 Die Zuwendungen nach dieser Richtlinie werden nur 
gewährt, wenn der Zuschuss im Einzelfall mehr als 
1 000 DM beträgt. 

7.	 Verfahren 

7.1	 Die Zuschüsse werden auf Antrag gewährt. Antrags­
berechtigt sind Unternehmen (Nummer 3.1.1) bzw. der 
Gruppensprecher im Namen einer Unternehmens­
gruppe (Nummer 3.1.2), die Maßnahmen durchführen 
will. 

7.2	 Anträge sind mit den in Nummer 4.1 geforderten Unter­
lagen bei der InvestitionsBank des Landes Brandenburg 
(ILB), Steinstraße 104 - 106, 14480 Potsdam zu stellen 
(Bewilligungsbehörde). Die Antragsformulare sind bei 
der ILB erhältlich. 

7.3	 Die Entwicklung und die Fortschritte des Projekts so­
wie die Verwendung der Mittel sind bei längerfristigen 
Projekten unaufgefordert in Form von Zwischenberich­
ten im Abstand von maximal sechs Monaten nach Er­
teilung des Zuwendungsbescheides bzw. dem letzten 
Zwischenbericht vorzulegen. Im Übrigen gelten die 
Allgemeinen Nebenbestimmungen für die Projektför­
derung (ANBest-P). 

7.4	 Nach sechs Monaten sollen weitere Auszahlungen nur 
erfolgen, wenn das Projekt die erwarteten in einem 
Zwischenbericht dargelegten Fortschritte gemacht hat. 

7.5	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück­
forderung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu 
§ 44 LHO, soweit nicht in diesen Förderrichtlinien Ab­
weichungen zugelassen sind. 
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8. In-Kraft-Treten 

Diese Richtlinie tritt am 21. November 2000 in Kraft 
und endet am 31. Dezember 2002. 

Mit In-Kraft-Treten dieser Richtlinie tritt die Richtlinie 
des Ministeriums für Wirtschaft, Mittelstand und Tech­
nologie über die Förderung der Markterschließung bran­
denburgischer kleiner und mittlerer Unternehmen im In­
und Ausland (Markterschließungsrichtlinie) vom 7. De­
zember 1998 (ABl. S. 1068) außer Kraft. 

Auslandsreisekostenverordnung – ARV – 
– Allgemeine Verwaltungsvorschrift über 
die Neufestsetzung der Auslandstage- und 
Auslandsübernachtungsgelder – AVwV – 

Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen

– 15.3 - 2762 - 10 –


Vom 13. Dezember 2000


In der beigefügten Anlage wird die „Allgemeine Verwaltungs­
vorschrift über die Neufestsetzung der Auslandstage- und Aus­
landsübernachtungsgelder“ des Bundesministeriums des Innern 
vom 4. Dezember 2000, die am 1. Januar 2001 in Kraft tritt, 
mit nachstehenden Hinweisen bekannt gegeben: 

Für den Landesbereich gilt die AVwV mit der Maßgabe, dass die 
durch die erhöhten Auslandstage- und Auslandsübernachtungs­
gelder bedingten Mehrausgaben ab 1. Januar 2001 weiterhin 
durch entsprechende Einsparungen innerhalb der bei dem Rei-
sekosten-Titel verfügbaren Ausgaben zu decken sind. 

Die Anlage 1 der AVwV berücksichtigt das für die Neufestset­
zung der Auslandstage- und Auslandsübernachtungsgelder seit 
der letzten Festsetzung aufgrund der Wechselkursentwicklung 
geänderte Preisniveau. 

Die Anlage 2 der AVwV ersetzt mit dem Zeitpunkt der Euro-
Umstellung ab 1. Januar 2002 die Beträge der Anlage 1; dies 
schließt wechselkursbedingte oder aufgrund von Preissteigerun­
gen notwendige Anpassungen bis zu diesem Zeitpunkt nicht aus. 
Auslandstage- und Auslandsübernachtungsgelder nach Anlage 1, 
die erst 2002 abgerechnet werden, sind eurocentgenau zu errech­
nen und zu zahlen. 

Die Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen vom 5. Juli 
1996 – 15.3-2762-5 – (im Amtsblatt nicht veröffentlicht) und 
30. Oktober 1997 – 15.3-2703-11 – (ABl. S. 943) sind mit einem
Hinweis zu versehen. 

Das Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen vom 25. Ja­
nuar 1999 – 15.3-2762-8 – gilt nur noch für Anwendungsfälle 
bis einschließlich 31. März 2000 und ist mit Ablauf des 31. März 
2001 nicht mehr anzuwenden; das Rundschreiben des Ministe­
riums der Finanzen vom 10. März 2000 – 15.3-2762-9 – gilt nur 
noch für Anwendungsfälle bis einschließlich 31. Dezember 

2000 und ist mit Ablauf des 31. Dezember 2001 nicht mehr an­
zuwenden (Ausschlussfristen gemäß § 3 Abs. 5 Bundesreisekos­
tengesetz). 

Anlage zum MdF-Rundschreiben vom 13. Dezember 2000 
– 15.3-2762-10 – 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift 
über die Neufestsetzung der Auslandstage- 

und Auslandsübernachtungsgelder 

Vom 4. Dezember 2000 

Nach § 24 Abs. 2 des Bundesreisekostengesetzes wird im Ein­
vernehmen mit dem Auswärtigen Amt folgende allgemeine Ver­
waltungsvorschrift zu § 3 Abs. 1 Satz 1 der Auslandsreisekos­
tenverordnung (ARV) in der Fassung vom 14. März 1997 
(BGBl. I S. 468) erlassen: 

Artikel 1 

Die vom 1. Januar bis 31. Dezember 2001 geltenden Auslands­
tage- und Auslandsübernachtungsgelder werden in Höhe der aus 
der Anlage 1 ersichtlichen Beträge festgesetzt. Die ab 1. Januar 
2002 mit der Umstellung auf den Euro geltenden Auslandstage­
und Auslandsübernachtungsgelder werden in Höhe der aus der 
Anlage 2 ersichtlichen Beträge festgesetzt. 

Artikel 2 

(1) Besteht nach der Art des Dienstgeschäfts die Möglichkeit der 
Inanspruchnahme einer Kantine, beträgt das Auslandstagegeld 
nach § 3 Abs. 1 und 2 ARV 80 Prozent des in der Anlage 1, ab 
1. Januar 2002 in der Anlage 2, in Spalte 2 ausgewiesenen Be­
trages. 

(2) Für notwendige Übernachtungen ohne belegmäßigen Nach­
weis beträgt das Auslandsübernachtungsgeld nach § 3 Abs. 1 
und 2 ARV 50 Prozent des in der Anlage 1, ab 1. Januar 2002 in 
der Anlage 2, in Spalte 3 ausgewiesenen Betrages, höchstens je­
doch 60 DM, ab 1. Januar 2002 höchstens 30 Euro. 

Artikel 3 

(1) Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1. Januar 2001 in Kraft. 

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Allgemeine Verwaltungs­
vorschrift über die Neufestsetzung der Auslandstage- und Aus­
landsübernachtungsgelder vom 1. März 2000 (GMBl S. 178) au­
ßer Kraft. 

Berlin, den 4. Dezember 2000 

Bundesministerium des Innern 
Im Auftrag 

gez. Dr. Beus 
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